
 

Seite 1 von 2 

Behörde für Soziales, Familie, Gesundheit 
und Verbraucherschutz   
Amt für Soziales  
GZ: SI 431 – 112.47-1-1/3 

Datum: 30. März 2010 
Telefon: 428.63.2812 

E-Mail: Ruediger.Wuebbels@bsg.hamburg.de 
Bearbeitet von: Rüdiger Wübbels 

 
Sonderinformation zur Globalrichtlinie nach dem Hamburgischen Blindengeldgesetz 
(HmbBlinGG) vom 21.02.2006 
 
Exportierbarkeit von Blindengeld nach dem HmbBlinGG wegen EU-Recht  
 
1. Auswirkungen von EU-Recht auf die Landesblindengelder 
 
Nach den EU-Verordnungen 1408/71 und 883/04 haben berufstätige EU-Bürger einen 
unmittelbaren Rechtsanspruch auf Sozialleistungen ihres Beschäftigungslandes, und zwar 
unabhängig von ihrer Herkunft und ihrem Wohnort, bzw. gewöhnlichem Aufenthalt. Dadurch 
sollen sie vor Nachteilen geschützt werden, wenn sie ihr Recht auf Freizügigkeit innerhalb 
der EU wahrnehmen. Einen derartigen Nachteil stellt die Bewilligung von Sozialleistungen 
nach dem Wohnortprinzip dar, wie dies bei den deutschen Landesblindengeldern der Fall ist.  
 
Die materiell-rechtliche Wirkung der EU-VO 883/2004 entfaltet sich ab Inkrafttreten der 
Durchführungs-VO (EG) 987/09 zum 1. Mai 2010. Beide VO ergänzen die bestehende EU-
VO 1408/71. Bisher war Deutschland anders als die EU-Kommission der Auffassung, dass 
die EU-VO 1408/71 keine Exportierbarkeit der Landesblindengelder begründe, da die 
Landesblindengeld-Gesetze im Ausnahmekatalog einer Anlage zu dieser VO aufgeführt 
seien. Unter Berücksichtigung der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes (EuGH) 
und einer Klage der EU-Kommission hat Deutschland seine Rechtsauffassung geändert.   
 
Eine von der Konferenz der Obersten Landessozialbehörden (KOLS) beauftragte Länder-
Arbeitsgruppe, an der die BSG beteiligt war, hat sich im Mai 2009 mit den  Auswirkungen der 
genannten EU-Rechtsquellen auf die Bewilligung der Landesblindengelder beschäftigt und 
Empfehlungen erarbeitet. In ihrer Herbstsitzung am 10./11.09.2009 hat die KOLS diese 
Empfehlungen angenommen.  
 
Zur Abwendung einer Klage der EU-Kommission gegen Deutschland hat die 87. ASMK 
(Arbeits- und Sozialministerkonferenz) am 17. Februar 2010 in einem Umlaufbeschluss 
erklärt, die Länder seien sich einig, dass die EU-VO 883/04 als unmittelbar anwendbares 
europäisches Recht beim Vollzug der Landesblindengeldgesetze Vorrang habe. Darüber 
würden die Länder die Vollzugsbehörden informieren.   
 
Dies sind die wesentlichen Grundsätze, die sich aus dem ASMK-Umlaufbeschluss und aus 
den Empfehlungen der von der KOLS eingesetzten Länder-AG ergeben:  
 

  Die ab 1. Mai 2010 geltende EU-VO 883/04 ist als höherrangiges Recht unmittelbar 
anzuwenden.  

  Die Länder erkennen die darin enthaltenen Bestimmungen auch vor ihrem 
Inkrafttreten an, und zwar als Konsequenz aus der Rechtsprechung des EuGH zur  
EU-VO 1408/71.  

  Die Länder werden ihre Landesblindengeldgesetze überprüfen und eine erforderliche 
europarechtskonforme Anpassung der Gesetze einleiten.  

  Abweichend vom Wohnortprinzip kann die Anwendung der EU-VO in bestimmten 
Einzelfällen zu einer Bewilligung von Blindengeld führen.  

  In Fällen, in denen das EU-Recht nicht tangiert ist, bleibt es bei dem Wohnortprinzip.  
  Gleichartige Leistungen eines anderen EU-Staates sind auf das Landesblindengeld 

anzurechnen, sofern die Anrechnungsvorschriften der Landesblindengelder dies 
vorsehen.  
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2. Auswirkungen auf die Bewilligung von Blindengeld nach dem HmbBlinGG 
 
2.1 Anspruch auf Landesblindengeld ohne gewöhnlichen Aufenthalt  in Hamburg  
 

 Antragsteller aus anderen EU-Staaten1, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Sinne 
von § 1 HmbBlinGG nicht in Hamburg haben, jedoch eine Beschäftigung oder 
selbständige Tätigkeit in Hamburg ausüben, unterliegen den Rechtsvorschriften des 
Beschäftigungsstaates (Art. 11 Abs. 3 Buchstabe a) der EU-VO 883/2004). ► Diesen 
„Grenzgängern“ aus dem EU-Ausland ist ab 17.02.20102 Blindengeld nach den 
Vorschriften des HmbBlinGG zu gewähren. Gleichartige ausländische Leistungen 
sind anzurechnen. 

 Nach Auffassung der Bundesländer bleibt es bei innerdeutschen Berufspendlern bei 
dem Wohnortprinzip, da die EU-VO auf diese Fallgruppe nicht anzuwenden sei.   

 Empfängerinnen und Empfänger von Blindengeld nach dem HmbBlinGG behalten 
ihren Anspruch nach Maßgabe der Artikel 12 und 15 der EU-VO 883/2004, wenn sie 
für ein deutsches Unternehmen eine befristete Beschäftigung im Ausland ausüben 
(Entsendung) und deswegen ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Sinne von § 1 
HmbBlinGG nicht mehr in Hamburg haben. Hilfskräfte der Europäischen Union 
können ein Wahlrecht ausüben, welchem nationalen Recht sie sich für die Dauer 
ihrer Tätigkeit bei der EU unterstellen wollen. 
 

2.2 Anrechnung ausländischer Leistungen 
 
Anspruchsberechtigte, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Sinne von § 1 HmbBlinGG 
in Hamburg haben und eine Beschäftigung im EU-Ausland ausüben, unterliegen den 
Rechtsvorschriften der sozialen Sicherung des Beschäftigungslandes. Nach Artikel 11 der 
EU-VO 883/2004 hätten diese „Grenzgänger“ nur Anspruch auf Leistungen im 
Beschäftigungsstaat. Wegen der Wohnortregelung im HmbBlinGG bleibt ihr Anspruch auf 
das Hamburger Blindengeld erhalten. Es ist jedoch darauf hinzuwirken, dass diese 
„Grenzgänger“ ihre gleichartigen Ansprüche im Beschäftigungsstaat geltend machen, da 
diese ausländischen Leistungen gemäß § 3 Abs.1 HmbBlinGG anzurechnen sind.  
 
3. Würdigung 
 
Das Amt SI geht davon aus, dass die dargestellten Auswirkungen europäischen Rechts auf 
das Hamburgische Blindengeld sich auf wenige Einzelfälle beschränken werden. Um eine 
strafbewehrte Klage der EU-Kommission gegen Deutschland abzuwenden, ist es 
erforderlich, die Vollzugsbehörden unverzüglich zu informieren.  
 
4. Berichtswesen 
 
Die BSG wird veranlassen, dass Dataport für die Einzelfälle, in denen die in den Ziffn. 2.1 
und 2.2 beschriebenen Tatbestandsmerkmale am Stichtag 17. Februar 20103  vorliegen, 
eine eigene Hilfeartposition in PROSA einrichtet.  
 
5. Inkrafttreten 
 
Die SHS hat dieser Sonderinformation am 17. März 2010 zugestimmt, so dass sie mit 
diesem Datum in Kraft tritt. Der Inhalt dieser Sonderinformation wird bei der Überführung der 
Globalrichtlinie in eine Fachanweisung berücksichtigt werden. Inwieweit das HmbBlinGG 
geändert werden wird, ist politisch noch nicht entschieden. 

                                                 
1 Dies sind Bürgerinnen und Bürger der Mitgliedsstaaten der Europäischen Union sowie der Schweiz, die ein 
entsprechendes Abkommen mit der EU abgeschlossen hat.  
2 Datum des ASMK‐Umlaufbeschlusses im EU‐Vertragsverletzungsverfahren 2002/2234  
3 Siehe Fußnote 2 


